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Zusammenfassung 
 

Infolge der Krise erlebte Lettland die schärfste Rezession in der Europäischen Union 
(EU) mit einem Rückgang des BIP um 18 Prozent im Jahr 2009 und einem Anstieg der 
Arbeitslosigkeit von über 10 Prozent zwischen 2007 und 2009. Da der 
Sozialversicherungshaushalt 2009 zum ersten Mal seit 2002 ein Defizit auswies, kürzte 
die Regierung im Rahmen ihrer Anpassungsstrategie, die umstrittene Maßnahmen zur 
Haushaltskonsolidierung einschloss (z.B. eine Kürzung der Vorruhestandsrenten um 
50 Prozent), die Löhne im öffentlichen Dienst. 
 
Die Regierung schnallte jedoch nicht nur den Gürtel enger, sondern setzte auch 
Anreize für mehr Wettbewerb (z.B. mit dem Lettischen Aktionsplan zur 
wirtschaftlichen Stabilisierung und Wachstumsbelebung und dem Aktionsplan zur 
Verbesserung der Rahmenbedingungen für Unternehmen), dehnte die Sozialhilfe aus 
(z.B. höhere Arbeitslosenleistungen) und verfolgte eine aktive Arbeitsmarktpolitik. 
Zudem wurde gemeinsam mit der Weltbank eine Strategie zum Aufbau eines Netzes 
der sozialen Sicherung entwickelt, um den Zugang zur Gesundheitsversorgung zu 
verbessern und einen Kompensationsmechanismus für die Bezieher niedriger 
Einkommen zu schaffen, der ihre Kostenbeteiligung abdeckt.  

 
 

Hier betrachtete Institutionen der sozialen Sicherheit 
 
Das Sozialministerium, der Ausschuss für den Finanz- und Kapitalmarkt; das Staatliche 
Sozialversicherungsamt (SSVA) und die Staatliche Arbeitsagentur.  
 

Überblick über das System der sozialen Sicherheit 
 
Lettland hat sein System der sozialen Sicherheit modernisiert, um vom sowjetisch geprägten, 
paternalistischen Modell der "sozialen Vorsorge" wegzukommen und den neuen politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Bedürfnissen gerecht zu werden. Die Sozialversicherungs-
systeme basieren heute auf dem Prinzip des Umlageverfahrens (PAYGO), die Deckung 
beschränkt sich auf die Erwerbstätigen, und sie finanzieren sich aus Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerbeiträgen. Nichtversicherte haben Anspruch auf staatliche Sozialbeihilfen, die 
aus dem allgemeinen Staatshaushalt gezahlt werden, oder auf einer Bedürftigkeitsabklärung 
unterliegende Sozialhilfeleistungen der Gemeinden. Letztere bieten auch Dienstleistungen im 
Bereich der Kinderbetreuung sowie für Ältere und Behinderte an. 
 
Das SSVA verwaltet die Zahlung von Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft, Vaterschaft, 
Arbeitslosigkeit, die Familienleistungen, Entschädigungen für Arbeitsunfälle oder 
Berufskrankheiten, Alters-, Invaliden- und Hinterbliebenenrenten. 
 
Das Staatliche Rentensystem garantiert eine Mindestrente. Deren Betrag hängt von der Dauer 
der Berufstätigkeit und der Höhe der Sozialhilfeleistungen ab.  
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Das dreigliedrige Rentensystem besteht aus: 
 
• dem staatlichen Rentenpflichtversicherungssystem, das auf festgesetzten Beiträgen 

beruht; 
 
• dem staatlichen obligatorischen kapitalgedeckten Rentensystem, in dem Personen, die 

nach dem 1. Juli 1971 geboren sind, pflichtversichert sind; 
  
• dem privaten freiwilligen Rentensystem – diese dritte Säule überlässt es der freien 

Wahl des Einzelnen, zusätzlich für die Rente zu sparen, indem er Beiträge an private 
Pensionsfonds entrichtet. 

 

Auswirkungen der Krise 
 

Wirtschaft und Arbeitsmarkt 
 
Schätzungen der Europäischen Kommission zufolge erfuhr Lettland die schärfste Rezession in 
der EU mit einem Rückgang des BIP um 18 Prozent im Jahre 2009 (Council of the European 
Commission, 2009). Angesichts eines derartigen wirtschaftlichen Einbruchs litten 
Beschäftigung und Lohnniveaus erheblich. Die SSVA stellt in ihrer Internationalen 
Vereinigung für Soziale Sicherheit (IVSS)-Krisenstudie fest, dass die Arbeitslosenquote in 
Lettland sich innerhalb von zwei Jahren um mehr als 10 Prozent erhöhte (d.h. von 6 Prozent 
im Juni 2007 auf 17,2 Prozent im Juni 2009). Was die Zahl der registrierten Arbeitslosen 
angeht, bedeutet dies einen Anstieg von 52.321 (Ende 2007) auf mehr als 132.000 Personen 
Ende Juli 2009 (Angaben von Eurostat). Mit 30,5 Prozent (2. Quartal 2009) ist die 
Jugendarbeitslosigkeit die zweithöchste in der Europäischen Union (EU). Die letzten 
Statistiken der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) (Januar 2010) zeigen, dass die 
Arbeitslosigkeit in Lettland sich zwischen Mai 2008 und 2009 massiv um 160 Prozent erhöhte 
– der höchste in einem Land festgestellte Anstieg (ILO, 2010).  
 
Schaubild 1. Erwarteter Anstieg der Sozialausgaben zwischen 2007 und 2010 (Prozentsatz 

des BIP) 
 

 
 

Quelle: Council of the European Commission (2009). 
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Schaubild 1 zeigt, dass bis 2010 ein starker Anstieg (rund 7,5 Prozent des BIP) der lettischen 
Sozialausgaben erwartet wird.  
 

Investitionsleistung 
 
Die Verwerfungen auf den Märkten haben die Investitionsleistung der Fonds der sozialen 
Sicherheit kurz- und mittelfristig stark beeinträchtigt. Eine IVSS-Untersuchung mit den 
neuesten Daten zur Investitionsleistung von 27 Fonds ergibt für 2009 nominale 
Investitionsrenditen zwischen 20,84 und 0,83 Prozent, d.h. dass sie sich vom Vorjahr erholten, 
als diese Renditen für einen Fonds bei -24,5 Prozent lagen, wie Schaubild 2 zeigt. Allgemein 
gesagt, bewegten sich die Renditen der meisten Fonds seit dem Beginn der Finanzkrise 2007 
im negativen Bereich. 
 
Schaubild 2. Investitionsleistung von 25 Fonds der sozialen Sicherheit (durchschnittliche 

Nominalrendite), 2007–2008 
 

 
 

Quelle: IVSS-Krisenfragebogen (Lettland). 
 
Wenn man die Inflationseffekte einbezieht, verschlechtert sich die schwache 
Investitionsleistung noch. Unter Berücksichtigung der Verbraucherpreisinflation in Höhe von 
14,1 Prozent 2007 und 10,5 Prozent 2008 verzeichnete kein Fonds eine positive 
Durchschnittsrendite, wie Schaubild 3 zeigt.  
 
Schaubild 3. Investitionsleistung von 25 Fonds der sozialen Sicherheit (durchschnittliche 

Realrendite), 2007–2008 
 

 
 

Quelle: Berechnet unter Benutzung von KPI-Daten des EIU (2010b) und einer Negativzinsformel. Realrendite = (1 + 
Nominalrendite)/(1 + Inflation) – 1. 
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Die negativen Renditen verringern auch die Leistungshöhe für Letten, die Anträge auf 
Leistungen stellen (z.B. Rentner und zukünftige Leistungsempfänger).  
 

Verwaltungskapazitäten 
 
Erhebliche Haushalts- und Leistungsbilanzdefizite und die negativen finanziellen 
Auswirkungen auf die Fonds der sozialen Sicherheit minderten die Fähigkeit des lettischen 
Systems der sozialen Sicherheit, ein grundlegendes soziales Auffangnetz zu garantieren. 
 
In der IVSS-Krisenstudie stellte das SSVA fest, dass es Schwierigkeiten bei der Finanzierung 
der sozialen Sicherheit hatte. Angesichts der geschwächten Verwaltungskapazität, um die 
dringend nötigen umfassenden staatlichen Investitionen in die soziale Infrastruktur, 
Erziehung und das Gesundheitswesen zu tätigen, wandte sich die lettische Regierung an den 
Europäischen Regionalentwicklungsfonds (EREF) mit der Bitte um eine Investition in Höhe 
von USD 674,9 Millionen für den Zeitraum 2007-13, mit dem die Energieeffizienz von 
Mehrfamilienhäusern und im sozialen Wohnungsbau verbessert werden soll (Council of the 
European Commission, 2009). Im August 2009 bat die lettische Regierung auch die Weltbank 
um finanzielle Unterstützung, um eine "Strategie für ein Netz der sozialen Sicherung" zu 
entwickeln. Mit ihr soll Lettland besser in die Lage versetzt werden, zehn Maßnahmen in 
Bereichen wie soziale Wohlfahrt, Beschäftigung, Erziehung Gesundheit und Transportwesen 
durchzuführen, wobei der Schwerpunkt bei den Diensten und Leistungen der nationalen 
Behörden und auf der lokalen Ebene bei den Gemeinden liegt. Die Finanzierungshilfen der 
Weltbank stehen bis Ende 2011 zur Verfügung (Council of the European Commission, 2009).  
 
Im Rahmen des Versuchs, das Finanz- und Wirtschaftssystem zu stützen, wurde Lettland zu 
einem relativ großen (7,1 Prozent des BIP) Empfänger von Hilfen des Internationalen 
Währungsfonds (International Monetary Fund (IMF)) (ILO, 2009). Lettland hat eine Stand-
by-Vereinbarung abgeschlossen, wonach IMF-Kredite bereitgestellt werden können, um den 
Ausgleich des Leistungsbilanzdefizits temporär zu finanzieren. Angesichts des relativ großen 
und steigenden Haushaltsdefizits Lettlands (die staatliche Gesamtverschuldung als 
Prozentanteil des BIP stieg zwischen 2007 und 2008 um über 10 Prozent, und zwar von 9 auf 
19,5 Prozent (Economist Intelligence Unit (EIU, 2010A)), sodass der finanzielle 
Handlungsspielraum eng ist. Dennoch hat sich die lettische Regierung, wie wir noch sehen 
werden, verpflichtet, die langfristigen Haushaltsmittel für soziale Dienstleistungen zu 
erhöhen, um einen angemessenen Schutz zu gewähren. 
 

Antworten auf die Krise 
 
Der lettische Arbeitsmarkt reagierte auf die Krise mit steigender Arbeitslosigkeit und 
fallenden Reallöhnen (EIU prognostiziert einen Schwund von 8 Prozent für 2009 (EIU, 
2010b)) sowie mit einem Rückgang der Erwerbstätigkeit und einer stärkeren Abwanderung 
ins Ausland. 
 
Die schlechte Wirtschaftslage gab eindeutig den Anstoß zu verstärktem staatlichem Handeln 
– sei es durch kurzfristige Bail-outs von Banken, wirtschaftliche Konjunkturpakete (z.B. der 
Lettischen Aktionsplan zur wirtschaftlichen Stabilisierung und Wachstumsbelebung und der 
Aktionsplan zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für Unternehmen) und längerfristige 
Strukturreformen der sozialen Sicherheit. Restriktive finanzpolitische Maßnahmen wurden 
durch Kürzungen bei einigen Leistungen umgesetzt. 
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Rentenkürzungen 
 
Ab dem 1. Juli 2009 wurden die Alters- und Dienstrenten um 10 Prozent und für 
erwerbstätige Rentner um 70 Prozent gekürzt. Diese Maßnahme soll bis zum 31. Dezember 
2012 weiterlaufen. Die Vorruhestandsrente wurde um 50 Prozent der berechneten Rente für 
Personen gesenkt, die nach dem 1. Juli 2009 in den Ruhestand gingen. Allerdings hob das 
Verfassungsgericht Lettlands im Dezember 2009 diese Entscheidung auf, und die 
Rentenkürzungen wurden 2010 zurückerstattet. 
 

Kürzungen der staatlichen Familienbeihilfen und des Krankengeldes 
 
Im Juli 2009 wurden auch die staatlichen Familienbeihilfen gekürzt. Dem SSVA zufolge wird 
die Familienbeihilfe heute als Pauschalleistung in Höhe von rund US-Dollars (USD) 8 
gewährt (und ist nicht von der Kinderzahl abhängig). Die Zahlung von Krankengeld wurde 
von 52 auf 26 Wochen verkürzt, während das Elterngeld sich für alle erwerbstätigen Eltern 
unabhängig vom Geburtsdatum des Kindes um 50 Prozent verringerte. 
 

Erhöhung des Arbeitslosengeldes 
 
Die Gesamtdauer der Zahlung von Arbeitslosengeld wurde auf neun Monate ausgedehnt, 
unabhängig von der Versicherungsdauer des Betroffenen. Damit wurden die Leistungen für 
Erwerbstätige verbessert, denn die früheren Bestimmungen enthielten strengere Anspruchs-
voraussetzungen.  
 

Ausdehnung der Sozialhilfe und der Aktivierungsprogramme 
 
Die Regierung hat nicht nur den Gürtel enger geschnallt, sondern auch die Sozialhilfe für 
Bedürftige verbessert, indem sie: 
 
• die Mindesteinkommensleistungen für diesen Personenkreis erhöhte. Die Gemeinden 

sind verpflichtet, Wohngeld zu zahlen, und die Bezieher von niedrigen Einkommen 
können sich nun leichter für diese Leistung qualifizieren; 

  
• Ausbildungsgutscheine für Personen zur Verfügung stellt, die möglicherweise 2009 

und 2010 arbeitslos werden; 
  
• eine aktive Arbeitsmarktpolitik einführt, die weitgehend vom Europäischen 

Sozialfonds (ESF) finanziert wird; 
  
• mithilfe der ESF-Finanzierung Fortbildungsprogramme für Arbeitslose ausbaut; 
 
• 2009 ein Programm der öffentlichen Arbeitsbeschaffung auflegt, um den Arbeitslosen 

zu helfen, die kein Arbeitslosengeld erhalten. Diese Maßnahme wurde vom ESF 
mitfinanziert und mit technischer Unterstützung der Europäischen Kommission (DG 
Empl) und der Weltbank umgesetzt. Das Programm begann im September 2009 und 
soll Ende 2011 auslaufen. Es beinhaltet niedrig qualifizierte nicht kommerzielle 
Tätigkeiten für die Gemeinschaft wie Reinigen, Ausbau und Erhalt der staatlichen 
Infrastruktur und lokale Sozialdienste, die mit einer Beihilfe in Höhe von USD 137 
monatlich (rund 80 Prozent des monatlichen Nettomindestlohns) entschädigt werden.  
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Einkommensunterstützung 
 
Die steuerfreie Einkommensgrenze wurde um USD 188 angehoben, und der allgemeine 
Einkommenssteuersatz wurde von 25 auf 23 Prozent gesenkt. Es ist allerdings auch geplant, 
die Selbstständigensteuer von 15 auf 23 Prozent zu erhöhen und die Grundsteuer auf 
Wohneigentum auszudehnen (Council of the European Commission, 2009).  
 

Strategie für ein Netz der sozialen Sicherung 
 
Die Umsetzung eines Netzes der sozialen Sicherung mit der Weltbank soll den Zugang zur 
Gesundheitsversorgung verbessern und rechtzeitige und angemessene Dienstleistungen 
sicherstellen, indem ein Kompensationsmechanismus für die niedrigen Einkommensgruppen 
eingeführt wurde, der ihre Beiträge abdeckt. Trotz eines starken Rückgangs im lettischen 
Gesundheitsbudget setzte das Gesundheitsministerium Prioritäten bei der ambulanten 
Patientenbehandlung, der Garantie einer Notfallversorgung und der Gesundheit schwangerer 
Frauen. Als bedürftig anerkannte Personen wurden von der Kostenbeteiligung ausgenommen. 
 

Lehren aus der Krise 
 
Lettlands Haushalt stand 2009 besser da, als einige Beobachter erwartet hatten. Die Krise 
zeigte, wie stark große Sozialversicherungsfonds wie jene im Rentenbereich den Risiken 
komplexer Finanzinstrumente auf den internationalen Märkten ausgesetzt sind. Die 
konservativeren, weniger risikoreichen vom SSVA verwalteten Fonds schnitten besser ab als 
die mit höheren Risiken verwalteten internationalen Fonds wie Norvik (Island) und GE 
Money (USA).  
 
Arbeitsplätze sind keine Garantie gegen das Armutsrisiko, sind aber die beste Waffe gegen 
Armut und Ausgrenzung. In der EU liegt das Armutsrisiko von arbeitslosen Erwachsenen im 
erwerbsfähigen Alter dreimal so hoch wie das der Erwerbstätigen (27 gegenüber 8 Prozent). 
Für die Arbeitslosen erhöht sich dieses Risiko um 43 Prozent. Die Armutsrisikoquote für 
Arbeitslose ist besonders hoch (rund 50 Prozent) in Lettland (European Commission, 2009). 
 
Lettland hat gelernt, wie die soziale Sicherheit genutzt werden kann, um die wirtschaftliche 
Erholung zu stützen und die sozialen Auswirkungen der Rezession zu verringern. Angesichts 
der hohen und steigenden Arbeitslosenquote bleibt allerdings abzuwarten, ob die soziale 
Sicherheit effektiv die Beschäftigung in Lettland stützt oder nicht. 
 

Schlussfolgerungen 
 
Eine große Zahl von Trägern des lettischen Systems der sozialen Sicherheit erfuhr einen 
scharfen Einbruch der Werte ihrer Portfolios in den Jahren 2007–2008, was ihre langfristige 
Tragfähigkeit beeinträchtigte. Das System der sozialen Sicherheit reagierte mit dem Versuch, 
die Auswirkungen der Krise sowohl durch eine Konsolidierung (d.h. Rentenkürzungen) als 
auch durch die Ausweitung von Sozialhilfeprogrammen und eine aktive Arbeitsmarktpolitik 
zu mildern. Es wird erwartet, dass weitere Veränderungen im Rentenbereich, darunter ein 
höheres Rentenalter, ab 2016 in Kraft treten werden. 
 
Die Bemühungen um eine gesteigerte Wettbewerbsfähigkeit durch Lohnkürzungen blieben 
beschränkt. Dem Index der Beschäftigungsrigidität der Weltbank zufolge hat Lettland hier 
den 128. Rang unter 183 untersuchten Ländern inne (World Bank, 2010). ILO- und EIU-
Daten zufolge erfolgten Lohnkürzungen im staatlichen Sektor, ansonsten steigen die Löhne in 
Lettland real von Jahr zu Jahr, während die Arbeitsstundenzahl sich im gleichen Zeitraum nur 
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geringfügig veränderte. Angesichts der aktuellen Gegebenheiten und fehlender 
Arbeitsgesetzreformen besteht die Möglichkeit einer lang anhaltenden Krise auf dem 
lettischen Arbeitsmarkt.  
 
Die Situation nach der Krise dürfte vom IMF-Programm bestimmt werden, das im Dezember 
2008 zur wirtschaftlichen Stabilisierung vereinbart wurde. Da das Kreditpaket (insgesamt 
USD 10,1 Milliarden) auf dem Weiterbestehen der Wechselkursbindung und interner 
Abwertung beruht, sind weitere Kürzungen der öffentlichen Ausgaben vorherzusehen. Positiv 
ist zu vermerken, dass die Strukturreformen, vor allem im Erziehungs- und 
Gesundheitsbereich, angesichts der Unterstützung der Weltbank für die Strategie zur 
Schaffung eines Netzes der sozialen Sicherung weitergehen dürften und diese Reformen 
staatliche Prioritäten bleiben. Dies gibt den Letten in einer länger andauernden oder neuen 
Arbeitsmarktkrise gewisse Mindestgarantien. 
 

Quellen 
 
Council of the European Commission. 2009. Second joint assessment by the SPC and the EC of the social impact 

of the economic crisis and of policy responses. Europäische Kommission, Brüssel. Social Protection 
Committee. 

 
EC. 2009. Growth, jobs and social progress in the EU. Europäische Kommission. Brüssel, Social Protection 

Committee. 
 
EIU. 2010a. Country profile: Latvia. Economist Intelligence Unit. Verfügbar auf http://www.eiu.com (abgerufen 

am 18. Februar 2010).  
 
—. 2010b. Country report: Latvia. Economist Intelligence Unit. Verfügbar auf http://www.eiu.com (abgerufen 

am 18. Februar 2010).  
 
IAA. 2009. The financial and economic crisis: A decent work response. Genf, Internationales Arbeitsamt. 
 
—. 2010. Unemployment update. Genf, Internationales Arbeitsamt. Verfügbar auf: http://www.ilo.org/public/ 

libdoc/ jobcrisis/download/statistics/2010-01/1-unemp_jan10.pdf. 
 
Welt Bank. 2010. Doing Business 2010. Washington, DC. 
 
 
 



www.issa.int 4 route des Morillons
Case postale 1
CH-1211 Genf 22




